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Bitte dieses Feld für Prüfvermerke des Bundesministeriums für Inneres freihalten!

Unterstützungserklärung
Der (Die) Gefertigte unterstützt hiermit den Antrag auf Einleitung des Verfahrens für ein Volksbegehren
betreffend folgende, durch Bundesgesetz zu regelnde Angelegenheit:

Vorname, Familienname oder Nachname des (der) Unterstützungswilligen

Wohnort Geburtsdatum (Tag, Monat, Jahr)

Eigenhändige UnterschriftRaum für allfällige gerichtliche oder notarielle Beglaubigung
der nebenstehenden Unterschrift

Bestätigung der Gemeinde
Die nachstehende Gemeinde bestätigt, dass der (die) Unterstützungswillige in der Wählerevidenz ein-
getragen ist, das 16. Lebensjahr vollendet hat und in dieser Gemeinde den Hauptwohnsitz hat.

Gemeinde

Politischer Bezirk, Verwaltungsbezirk, Statutarstadt,
Wiener Gemeindebezirk

Land ggf. Sprengel Nr.

Die eigenhändige Unterschrift auf der Unterstützungserklärung

wurde vor der Gemeindebehörde
geleistet.

war gerichtlich
beglaubigt.

war notariell
beglaubigt.

Datum (Tag, Monat, Jahr) Gemeindesiegel Unterschrift

[Allfällige Kurzbezeichnung]

Bitte das Original rasch einsenden an: Verein ACHT, Bartensteingasse 16/11, 1010 Wien

[Volksbegehren] Wir begehren zwei Änderungen der österreichischen 
Bundesverfassung: 1) Dem Artikel 43 B-VG werden folgende Sätze 
angefügt: »Eine Volksabstimmung über ein Gesetzesvorhaben ist auch 
durchzuführen, wenn zumindest 100.000 Wahlberechtigte des Bundesvolkes es verlangen. Überdies ist eine Volksabstimmung über 
ein Gesetzesvorhaben oder einen anderen binnen sechs Monaten zu fassenden Beschluss des Nationalrates zur Erledigung eines 
Volksbegehrens durchzuführen, wenn es von 100.000 Unterzeichnern des Volksbegehrens oder anderen Wahlberechtigten verlangt wird.« 
2) In Artikel 46 Absatz 3 B-VG wird folgender Satz eingefügt: »In diesem Bundesgesetz ist auch zu regeln, in welchen Fällen eine 
Volksabstimmung über ein Gesetzesvorhaben wegen Gefahr im Verzug zu unterbleiben hat.«

Wir entscheiden




